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Rundschreiben R 33 3/2017 
Einlagensicherung für Kommunen 

Bund, Länder und Kommunen werden ab dem 1. Oktober 2017 nicht mehr 
vom freiwilligen Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher 
Banken e.V. geschützt. Sie sollen als professionelle Marktteilnehmer über 
die notwendigen Kenntnisse verfügen, um Risiken einschätzen zu können. 
Der freiwillige Einlagensicherungsfonds folgte damit der Begründung der 
gesetzlichen Einlagensicherungssysteme, die diese Gruppe von Marktteil-
nehmern ebenfalls als nicht schutzbedürftig ansieht. Für vor dem 1. Oktober 
getätigte Einlagen, die über den 1. Oktober 2017 hinaus laufen, gilt ein Be-
standsschutz. Die Einlagensicherungsinstrumente der Sparkassen-
Finanzgruppe und der Genossenschaftsbanken bieten ebenfalls keinen 
Schutz für die Einlagen der öffentlichen Hand. Gleichwohl besteht hier durch 
die Institutssicherung der jeweiligen Verbünde ein geringeres Risiko. 

Mit Rundschreiben 02/2003 (Geldanlagen von Kommunen) vom 20. Januar 
2003 hatte das Thüringer Innenminiéterium unter Nr. 4.1 Geldeinlagen bei 
Sparkassen und anderen Kreditinstituten als Sicht-, Termin- und Spareinla-
gen bis zur Maximalhöhe der jeweiligen Sicherungseinrichtungen für zuläs-
sig erklärt. 

Infolge der geänderten Rahmenbedingungen wird die Begrenzung von 
Geldeinlagen bei Sparkassen und anderen Kreditinstituten als Sicht- Termin-
und Spareinlagen auf die Höhe der jeweiligen Sicherungseinrichtung bis auf 
weiteres aufgehoben. Diese Geldanlagen bei privaten Banken werden mit 
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dem Wegfall der Einlagensicherung grundsätzlich unsicherer, gelten aber 
weiterhin nicht als spekulativ. Derartige Einlagen sind grundsätzlich mit § 66 
Abs. 3 Satz 2 ThUrK0 vereinbar, wenn die Kommunen bei ihrer Entschei-
dung sicherstellen, dass die Sicherheit Vorrang vor dem möglichen Ertrag 
hat und das Rating der Banken beachtet worden ist. Die Anlageentschei-
dung muss daher von der Kommune in eigener Verantwortung unter Beach-
tung der Institutssicherungssysteme sorgfältig abgewogen werden. Die 
Kommune hat das ihrer Entscheidung zugrunde liegende Chancen- und Ri-
sikoprofil des konkreten Angebotes hinreichend zu dokumentieren. 

Die Rechtaufsichtsbehörden werden gebeten, den Inhalt dieses Rundschrei-
bens den ihrer Aufsicht unterstehenden Gebietskörperschaften und Zweck-
verbänden in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben. 

Im Auftrag 

ffier 
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